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Geſetz-Sammlung 
ae 8 nec € äh die 
Königlichen Preußiſchen Staaten 


(Fr. 7247) Allerhöchſter Erlaß vom 26. Oktober 1868., betreffend die Verleihung der 

fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde⸗ 

Chauſſee von Rheydt, im Kreiſe Gladbach, über Wickrath und Wanlo, 

im Kreiſe Grevenbroich, Regierungsbezirk Düſſeldorf, und weiter über 

Keyenberg, im Kreiſe Erkelenz, Regierungsbezirk Aachen, nach Holzweiler 
in demſelben Kreiſe bis zur Grenze der Gemeinden Holzweiler und Titz. 


N Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde ⸗Chauſſee von Rheydt, im Kreiſe Gladbach, Regierungsbezirk Düſſeldorf, 

über Wickrath und Wanlo, im Kreiſe Grevenbroich, deſſelben Regierungsbezirks, 
und weiter über e im Kreiſe Erkelenz, Regierungsbezirk Aachen, nach 
eee e et reiſe bis zur Grenze der Gemeinden Holzweiler und 

itz genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Gemeinden Rheydt, Odenkirchen, 
Wickrath, Wanlo, Keyenberg und Holzweiler das Expropriationsrecht für die zu 
dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, ingleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗ 
Cuhauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich 
den genannten Gemeinden gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unter: 
haltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Be— 
ſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden r dil Wet 
Linſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, 
Sowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe 
Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. an 
gehängten Beſtimmungen iegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. 
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Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 4 
Kenntniß zu bringen. 1 


Berlin, den 26. Oktober 1868. | 1 0 5 
Wilhelm. 17 
Fih. v. d. Heydt. Gr. v. Ihenplih 


An den Finanzminister und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 7248.) Miniſterial⸗Erklärung, betreffend die Ausdehnung des mit der Fürſtlich Lippi⸗ 4 
ſchen Regierung geſchloſſenen Jurisdiktionsvertrages vom 18. März 1857. # 
auf die neu erworbenen Landestheile. Vom 28. Oktober 1868. ; 


Di. Königlich Preußiſche und die Fürstlich Lippiſche Regierung find zur Ne 
gelung der gegenſeitigen Gerichts barkeitsverhältniſſe über die nachfolgenden Be = 
ſtimmungen übereingekommen. 3 


Artikel 1. 


Der zwiſchen beiden Staaten unter dem 18. März 1857. geſchloſſene 
Vertrag zur Beförderung der Rechtspflege, ingleichen die im Artikel 34. deſſelben 
erwähnte Uebereinkunft wegen Verhütung und Beſtrafung der Forſt⸗ und Jagd⸗ 
frevel vom 16./31. Juli 1822., ſollen unter den nachſtehenden Beſchränkungen 
und näheren Beſtimmungen für den ganzen gegenwärtigen Umfang der Königlich 
Preußiſchen Monarchie Wirkſamkeit haben, und alle Konventionen, welche über 
die nämlichen Gegenſtände von den vormaligen Regierungen der in dieſe 
Monarchie einverleibten Landestheile mit der Fürſtlich Lippiſchen Regierung 
abgeſchloſſen worden ſind, als erloſchen angeſehen werden. NN ; 


Artikel 2. 


5 Die im Artikel 47. des Vertrages in Beziehung auf den Bezirk des 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln getroffene Ausnahme wird dahin aufrecht er 
halten, daß hinſichtlich dieſes Bezirks nur die Artikel 34. bis einſchließlich 42. 
und die Beſtimmungen der Artikel 1. 43. bis einſchließlich 46. und 48. inſoweit, 
0 ſich dieſe Beſtimmungen auf die Strafgerichtsbarkeit beziehen, in Geltung 
treten. 5 4 
Ebendieſelbe Beſchränkung gilt in Bezug auf das Gebiet des vormaligen 
Königreichs Hannover. 971 
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Artikel 3. 


5 Als ſelbſtverſtändlich wird vorausgeſetzt, daß in Anſehung derjenigen 
Königlich Preußischen, Landestheile, in welchen die in den Artikeln 18. und 43. 
des Vertrages angezogenen prozeßrechtlichen ne ſich nicht in Geltung 


5 Bart, die korreſpondirenden Vorſchriften der Landesgeſetze an die Stelle 
ein, 
| Artikel 4. z 
5 Bei Verfolgung flüchtiger Perſonen auf friſcher That ſoll es den Polizei— 
beeamten der beiden Staaten geftattet fein, die Verfolgung auf das Gebiet des 
anderen Staates fortzuſetzen und, falls daſelbſt die Hülfe der zuſtändigen Be⸗ 
amten nicht ſofort erlangt werden kann den Verdächtigen einſtweilen anzuhal⸗ 
ten. Sie haben denſelben jedoch ſofort der nächſten Polizeibehörde des Staates, 
in deſſen Gebiet er ergriffen worden iſt, zu überliefern, welche über die fernere 
Feſthaltung des Verdächtigen zu beſtimmen und wegen der etwa verlangten Aus⸗ 
lieferung das Weitere zu veranlaſſen hat. 
Zu Urkund deſſen iſt die gegenwärtige Miniſterial⸗Erklärung ausgefertigt 
worden, um gegen eine entſprechende Erklärung des Fürſtlich Lippiſchen Kabinets⸗ 
miniſteriums ausgewechſelt zu werden. a f 
Berlin, den 28. Oktober 1868. 


Der Koͤniglich Preußiſche Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung: 
(L S.) v. Thile. 


Vorſtehende Erklärung wird, nachdem ſie gegen eine gleichlautende Erklärung 
des Fuürſtlich Lippiſchen Kabinetsminiſteriums vom 4. ae de e 
den if, hiermit zur öffentlichen Kennniß me 

Berlin, den 23. November 1868. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
f g In Vertretung: 
v. Thile. 
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(Nr. 7249.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. November 1868., betreffend die Genehmigung eines 
Nachtrages zu dem Revidirten Reglement der Immobiliar-Feuerſozietät 
der ſämmtlichen Städte des Regierungsbezirks Königsberg (mit Aus. 
nahme von Königsberg und Memel) und des Regierungsbezirks Gum: 1 
binnen vom 18. November 1860., und zu den Ergänzungen und Ab⸗ 1 
änderungen dieſes Reglements vom 27. Februar 1865. 5 


| Au Ihren Bericht vom 15. November er. will Ich dem beiliegenden in 
„Folge der Berathungen der reglementsmäßig dazu erwählten Deputirten von 
Ihnen aufgeſtellten 11. DI 
Nachtrage zu dem Revidirten Reglement der Immobiliar⸗Feuerſoziett 
der ſämmtlichen Städte des Regierungsbezirks Königsberg (mit Aus⸗ 5 
nahme von Königsberg und Memel) und des Regierungsbezirks Gum. 

binnen vom 18. November 1860. (Geſetz-Samml. S. 521. ff.), 
und } g 3782 JE 2 
zu den Ergänzungen und Abänderungen dieſes Reglements vom 27. Fe⸗ 
bruar 1865. (Geſetz-Samml. S. 98. ff.) N 


hierdurch Meine landesherrliche Genehmigung ertheilen. 


Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz-Sammlung zu vers a 
öffentlichen. 5 


Berlin, den 21. November 1868. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter des Innern. 


| Na 0 . ag 1 


zu dem 


RNeevidirten Reglement der Immobiliar⸗Feuerſozietät der ſaͤmmtlichen 
. Städte des Regierungsbezirks Königsberg (mit Ausnahme von Königs⸗ 
N berg und Memel) und des Regierungsbezirks Gumbinnen vom 18. No⸗ 
* vember 1860. (Geſetz-Samml. S. 521. ff.) / 


911 


und 


zu den Ergänzungen und Abaͤnderungen dieſes Reglements vom 27. Fe⸗ 
a bruar 1865. (Geſetz-Samml. S. 98. ff.). 


Zu $. 6. 
Zwiſchen die $$. 6. und 7. wird folgende neue Beſtimmung eingeſchaltet: 


$. 6a. 

Die Direktion ift ferner ermächtigt, die zur Klaſſe VI. gehörigen 
Gebäude von der Verſicherung ganz auszuſchließen, oder nur zum halben 
Werthe und gegen eine, bis zur Höhe des ordentlichen Beitrages abzu⸗ 
meſſende, außerordentliche Zuſatzprämie zur Verſicherung anzunehmen. 

Bereits beſtehende Verſicherungen dieſer Art darf die Direktion 
mit dreimonatlicher Friſt kündigen und nach Ablauf derſelben löſchen 
reſp. herabſetzen und die höheren Beiträge feſtſetzen. | 

Ueber die Gründe, aus welchen die Direktion von der ihr vor⸗ 
ſtehend eingeräumten Befugniß Gebrauch macht, hat dieſelbe den Reprä⸗ 
ſentanten bei deren nächſtem Zuſammentritt unaufgefordert Auskunft 
zu geben. 


Zu F. 10. 
| Der zweite Satz fällt fort und tritt an Stelle deſſelben folgende Beſtimmung 
als Alinea 2: 
. Auch iſt die Direktion befugt, Verſicherungsanträge für ſolche 
bak. 7249.) Ge⸗ 


o e 
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Gebäude abzulehnen und, nach vorheriger dreimonatlicher Kündigung, 
bereits beſtehende Verſicherungen ſolcher Gebäude zu löſchen, deren 
a Beſitzer andere ihm gehörige und in derſelben Stadt oder deren Feldmark 
gelegene Gebäude bei einer Privatgeſellſchaft verſichert hat reſp. verſichert. 


Zu F. 11. 

Alinea 1. erhält folgende Faſſung: 3 
Findet es ſich, daß ein bei der Sozietät verſichertes Gebäude auch 

noch bei einer anderen Geſellſchaft verſichert iſt, fo. wird daſſelbe bei der 
erſteren ſofort gelöſcht, ohne daß dem Verſicherten ein Erlaß oder eine 
Erſtattung der Jahresbeiträge oder der bis zum Austritt ausgeſchriebenen 
außerordentlichen Beiträge zu Theil wird. 8 


Zu $. 14. 


Almen 2 und 3., ſowie Alinea 1. der Zuſatzbeſtimmung zu dieſem Para⸗ 
graphen vom 27. Februar 1865. fallen weg, und tritt an deren Stelle folgende 
Beſtimmung: 

Die rechtliche Gültigkeit der Verſicherung oder Erhöhung tritt erſt 
mit dem Beginn des Tages ein, an welchem die Direktion die Geneh⸗ 
migung derſelben ertheilt hat Erfolgt die Entſcheidung der Direktion 
nicht längſtens binnen drei Wochen nach Einreichung des Antrages beim 
Magiſtrat, ſo gilt die Verſicherung in allen Fällen als definitiv genehmigt. 


Zu $. 22. 
Der Anfang des F. 22. ſoll künftig wie folgt lauten: 


In dieſen Fällen muß entweder von einem vereideten Baubeamten ), 
oder von zwei, als gerichtliche Taxatoren ein⸗ für allemal vereideten, 
ſachverſtändigen Bauhandwerkern mit kunſtgemäßer Genauigkeit und mit 
Zuziehung der Ortsobrigkeit eine förmliche Taxe unter Verſicherung der 
Richtigkeit derſelben auf den geleiſteten Eid zu dem Zwecke uf; w. 


Zu F. 25. 


Der Zuſatz vom 27. Februar 1865. kommt in Wegfall und der Eingang 
des $. 25. lautet fortan: 


Regelmäßige periodiſche Reviſtonen der Verſicherungsſummen oder 


Taxen, um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung 


des Werthes der verſicherten Gebäude im Auge zu behalten, ſind 
zwar nicht erforderlich. Die Direktion hat aber jederzeit das Recht, 
ſolche Reviſtonen allgemein oder einzeln auf Koſten der Sozietät 


vor⸗ 


vornehmen, von den Verſicherten neue Beſchreibungen beibringen (u. ſ. w. 


in der bisherigen Faſſung). 


Zu F. 29. 


Das unterm 27. Februar 1865. abgeänderte Alinen 5. erhält folgende 


Faſſung: 


Wird die Feuergefährlichkeit eines Gebäudes durch die Art ſeiner 
Benutzung oder durch die Nähe eines Gebäudes der Klaſſe V. oder VI. 
oder der im §. 4. bezeichneten Gebäude mehr als gewöhnlich erhöht, u. ſ. w. 


Zu $. 33. 


Die Beiträge in der Vä Klaſſe werden fortan auf diejenigen in der 


VI. Kla 


fie erhöht. 
Zu F. 41. 


Der F. 41. erhält fortan folgende Faſſung: 


So wie ein Feuerſchaden an einem bei der Sozietät verſicherten 
Gebäude eingetreten iſt, muß baldmöglichſt und längſtens innerhalb drei 


Tagen nach erfolgter Dämpfung des Feuers eine Beſichtigung des 


Schadens durch den Magiſtrat erfolgen. Ueberzeugt ſich derſelbe, daß 


unzweifelhaft ein Totalſchaden vorliegt, und hat er ſonſt keine Bedenken, 


ſo hat er blos eine Verhandlung an Ort und Stelle aufzunehmen, durch 
welche dies Reſultat feſtgeſtellt wird. 

Handelt es ſich aber um eine partielle Beſchädigung, oder beſteht 
der Werde Zweifel darüber, ob ein Totalſchaden vorliegt, oder waltet 
der Verdacht einer ſtattgefundenen Ueberverſicherung ob, ſo müſſen zu 


der Schadensbeſichtigung ein vereideter Baubeamter oder zwei ein⸗ für 


allemal als gerichtliche Taxatoren vereidete Baue ewerksmeiſter zugezogen 
werden. Dieſe haben, nachdem ſie mit dem Geſichspunkte, ee 
fachkundiges Urtheil begehrt wird, genau bekannt gemacht worden, ſofort 


ihr 


den Schäden an Ort und Stelle nach $$. 37. bis 40. abzuſchätzen und 
die Taxe unter Verſicherung der Richtigkeit derſelben auf ihren geleiſte⸗ 
ten Dienſt⸗ reſp. Sachverſtändigen⸗Eid zu Protokoll zu geben. In beiden 
Fällen iſt auch der Beſchädigte zur Verhandlung zuzuziehen und mit 
feiner Erklärung zu Protokoll zu vernehmen. Die Koſten dieſer Ab⸗ 
ſchätzung fallen der Sozietät zur Laſt. 


Iſt der Magiſtrat nicht innerhalb drei Tagen nach erfolgter 


Dämpfung des Feuers eingeſchritten, ſo muß der Beſchädigte bei 
Berluſt ſeines Rechtes auf Entſchädigung binnen anderweiter dreier Tage 


G 22 


ar Ergebniß der Beſichtigung und reſp. Abſchätzung hat ſowohl die Direk⸗ 
2 ti 


von dem Brandſchaden dem Magiſtrate Anzeige machen. Gegen das 


9.) ion 


ee 


tion als der Beſchädigte — letzterer nur binnen vierzehn Tagen nach 
erhaltener Bekanntmachung der von der Direktion feſtgeſetzten Entſchädi⸗ 
gung — das Recht, eine nochmalige Beſichtigung und Schadens⸗ 


abſchätzung durch einen von der Sozietätsdirektion zu erwählenden ver⸗ 


eideten Königlichen Baubeamten zu verlangen. Die Koſten 1 55 noch⸗ 
maligen Abſchätzung trägt der Beſchädigte, wenn auf ſeine Berufung 
die frühere Taxe nicht erhöht wird, oder wenn auf Berufung der Di⸗ 
rektion die frühere Schadensannahme um mehr als ein Zehntel herab⸗ 
geſetzt wird. Auf Grund der Ergebniſſe der Schadensbeſichtigungen 
und Abſchätzungen hat ſtets die Direktion die Schadensvergütung durch 
beſondere Verfügung feſtzuſetzen und dieſe den Beſchädigten gegen Em⸗ 
pfangsſchein zuſtellen zu laſſen. 


Zu FF. 52. und 53. 
Zu den $$. 52. und 53. tritt als Zuſatz: 


$. 53 a. Funn! 


In beiden Fällen ($$. 52. und 53.) darf die zu gewährende Ent. 
ſchädigung den unmittelbar durch den Brand, beziehungsweiſe durch die 
Löſchung deſſelben an den verſicherten Gebäuden ($. 3.) entſtandenen 
und reglementsmäßig zu vergütenden Verluſt nicht überſteigen, felbft. 
wenn die Verſicherungsſumme höher war. Die Sozietät darf zwar im 
letzteren Falle den die zu gewährende Entſchädigung überfieigetibin Der, 

trag der Verficherungsſumme einbehalten, ſie muß aber den Nachweis 
führen, daß der Brandſchaden nicht ſoviel betrage als die Verſicherungs⸗ 
ſumme, und wenn ihr derſelbe mißlingt, den einbehaltenen Betrag nebſt 
Verzugszinſen zahlen. 


Zu F. 60. 
Der F. 60. erhält folgende Faſſung: 


Wer ein Gebäude durch Brand gänzlich verliert, wird in An- 
ſehung deſſelben, ohne daß es dazu ſeiner Erklärung bedarf, als ein ſol⸗ 
cher angeſehen, der mit dem Eintritt des Brandes aus der Sozietät 
ausgetreten iſt. In ſeiner Verpflichtung zur Leiſtung der Jahresbei⸗ 
träge und der vor dem Brande ausgeſchriebenen außerordentlichen Bei⸗ 
träge wird nichts geändert. Das neue wiederhergeſtellte Gebäude muß 
er von Neuem verſichern. 


Zu F. 72. 


Alinea 1. des Zuſatzes vom 27. Februar 1865. erhält folgenden Zuſatz Ren 


Die Verpflichtung der Sozietätsbeamten zur Zahlung von Pen⸗ 
ſionsbeiträgen fällt fort. 5 
1. 


| Alinen 2. deſſelben Zusatzes erhält folgende Faſſung: E 15 

ee Zur Remunerirung der Magiſtratsbeamten werden drei Prozent 
011 0 von jeder Stadt gezahlten ordentlichen Feuerſozietäts⸗ Beiträge aus⸗ 
deter 
Pon dieſer Summe erhalten das die Feuerſozietäts⸗Angelegen⸗ 
beiten bearbeitende Magiſtratsmitglied zwei Drittel, die betheiligten 
KRKaſſenbeamten ein Drittel. 


2 Meter Zu F. 96. 
Zu F. 96. tritt folgender Zuſatz: 


Der Stammfonds wird für die nächſten fünf Jahre vom Jahre 

1869. ab auf 30,000 Thaler herabgeſetzt. Derſelbe darf nur bis zur 

Hälfte hypothekariſch zinsbar angelegt werden. In außerordentlichen 

Bedarfsfällen darf die Direktion mit Zuſtimmung der Repräſentanten den 

Stammfonds angreifen, muß aber gleichzeitig die Komplettirung deſſelben 

in dem darauf folgenden Jahre durch Ausſchreiben und Einziehen außer⸗ 
btrdentlicher Beiträge veranlaſſen. 


Bash. 3,n8R Zu F. 123. 

Die zur Ausführung dieſes Reglements erforderlichen geſchäftlichen In⸗ 
ſtruktionen hat die Direktion nach gutachtlicher Aeußerung der Repräſentanten 
mit Genehmigung des Oberpräſidenten zu erlaſſen. | 
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(Nr. 7250.) Minifterial- Erklärung, betreffend die Ausdehnung der mit dem Königreich 
Sachſen abgeſchloſſenen Uebereinkunft zur Beförderung der Rechtspflege 3 
vom Jahre 1839, auf die neu erworbenen, Landestheile. Vom 23. No⸗ 3 
vember 1868. BRETT ne Han IT 


N, Königlich Preußiſche und die Königlich Sächſiſche Regierung find überein- 
gekommen, daß die zwiſchen ihnen unterm u 1839. abgeſchloſſene Ueber⸗ 
einkunft zur Beförderung der Rechtspflege nehſt den nachträglichen Vereinbarungen 


7. Juli 18 6 : 19. September 29 8. Februar 
vom . Juni 1854. 22.) 15. Juni 1859. 21 August 1863., 12. März 1864. 


und 13/16. Februar 1867. auch Wirkſamkeit haben foll für die im Jahre 1866. 
mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheile, jedoch mit der Ein 
ſchränkung, daß in Beziehung auf die Provinz Hannover nur die Artikel 35. 
bis 43. inkl. der Uebereinkunft und die Beſtimmungen der Artikel 1. 44. i 
47. inkl. inſoweit, als fi) dieſe Beſtimmungen auf die Strafgerichtsbarkeit 
beziehen, in Geltung treten. ö ö ö ee: 1 

Dabei wird es als ſelbſtverſtändlich erachtet, daß an Stelle der im Ar 
tikel 44. erwähnten Beſtimmung der in den gedachten Landestheilen nicht ein 
geführten Königlich Preußiſchen Verordnung vom 1. Juni 1833. die entſprechenden 
in den einzelnen Königlich Preußiſchen Landestheilen geltenden prozeßrechtlichen 
Vorſchriften treten. 5 f = 


Alle älteren Verträge, welche von der Königlich Sächſiſchen Regierung 
über Gegenſtände der vorliegenden Uebereinkunft mit den ehemaligen Regierungen 
der bezeichneten, mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheile abge⸗ 
ſchloſſen worden ſind, insbeſondere die im Jahre 1852. mit der freien Stadt 
Frankfurt wegen der koſtenfreien Erledigung von Requiſitionen in Strafſachen 
und wegen der Armenſachen, im Jahre 1854. mit Kurheſſen wegen der Koften 1 
in Strafſachen, im Jahre 1865: mit Hannover wegen Tragung der durch Requi⸗ 
fitionen in bürgerlichen Rechtsſachen und Strafſachen erwachſenden Koſten 
abgeſchloſſenen Konventionen werden als erloſchen angeſehen. Jedoch ſoll es in 
Bezug auf das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover bei der Beſtimmung 
des F. 2. der letztgedachten Uebereinkunft fein Bewenden behalten, wonach Requ⸗ 
ſitionen, welche von den beiderſeitigen Gerichtsbehörden in bürgerlichen Recht ⸗ 
ſachen unvermögender Perſonen ſowohl in ſtreitigen als in nicht freitigen Ange 


85 


legenheiten an Gerichtsbehörden des anderen Theils ergehen, von den letzteren, a 


ſobald die Sache als Armenſache bezeichnet oder ſonſt von der requiritenden 
Behörde das Unvermögen der zahlungspflichtigen Betheiligten bezeugt iſt, völlig 
koſtenfrei erledigt werden. | | . 
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. es ee wor, 


rden, um gegen eine entſprechende Erklärun, es Königlich Sächſiſche 
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(Nr. 7251.) Bekanntmachung, betreffend die Genehmigung der unter der Firma »Aktien⸗ 
verein Boruſſia für Braunkohlenverwerthung, Thonwaaren⸗ und Ofen⸗ 
fabrikation« mit dem Sitze zu Berlin errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 
25. November 1868. 

De Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 21. Novem⸗ 

ber 1868. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Aktienverein 

Boruſſia für Braunkohlenverwerthung, Thonwaaren⸗ und Ofenfabrikation / mit 

dem Sitze zu Berlin, ſowie deren Skatut vom 7. Oktober 1868. zu genehmigen 

geruht. i 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 

Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 25. November 1868. 


Der Minifter fir Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Moſer. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Sc 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchbruckerel 
- (N. v. Decker). 


